
Aktenzeichen:

.l- BA 2531.55.

Verkündet

am 173uli 1957

“äl'm N a m e n d e s V c l k e 3

In Sachen

DIZ;OIÜUOOIIOCQO'.._'..'............OÜIÜCUCOOCOODOÜ.Q

Beklagten und Revisionsklägerin

gegen
00°!0|.........Oßo..ob....OOCOOCO'I.OOlOIIOOQ

' Kläger und Rev1310nsbeklagten‚

hat der 10 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlwng vom 170 Juli 1957

für Recht erkannt;

A_Die Urteile des Landessozialgerichts Baden—Württem—

berg vom 3ß Mai 1956 und des Sozialgerichts Stutt—

Vgart vom 240‘Juni 1955 werden aufgehoben; die Klage

wird abgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstattenc

Vbn Rechts wegen°
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Der Kläger war bis zum Zusammenbruch dienstordnungsmäßiger

Angestellter der Allgemeinen Ortskrankenkasse Stuttgart„ Am

„10 Dezember 1948 nahm er seine Tätigkeit in der gleichen Eigen—

schaft wieder auf„ Am 510 Mai 1949 entrichtete er freiwillige
Beiträge zur Angestelltenversicherung (AV.) für die Jahre

1932 bis 1954 in Höhe von insgesamt DM 596°--4° Mit Schreiben

vom2° November 1953 beantragte er, ihm diese Beiträge nach
5 74 des Gesetzes zu Art" 151 des Grundgesetzes (GG) zurück—
zuerstatteno Die Landesversicherungsanstalt Württemberg, die

damals die Aufgaben der AV° wahrnahm, lehnte den Antrag ab,

weil die Beiträge nicht für eine Zeit zwischen dem 80 Mai

1945 und dem 51° März 1951 entrichtet worden seien° Das

Sozialgericht Stuttgart verurteilte die Beklagte am 24„ Juni.

1955 Zur Erstattung_der DM 5960——„ Die Berufung der Beklagten

wies das Landessozialgericht Baden—Württemberg mit Urteil vom
50 Mai 1956 zurück: Nach Wortlaut und Sinn des 5 74 Abs„ 1

des Gesetzes zu Artc 151 GG komme es nur darauf an, daß in der

Zeit zwischen dem 8„ Mai 1945 und dem 31. März 1951 Beiträge

entrichtet worden seien; dies sei hier geschehen, die Beiträge

seien deshalb zu erstatten° Die Revision wurde vom Landes—

sozialgericht zugelassene '

Am 100 Juli 1956 legte die Beklagte gegen das ihr am 25° Juni
1956 zugestellte Urteil Revision ein und beantragte, die Ur-

teile des Sozialgerichts Stuttgart vom 24° Juni 1954 und des
Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 3° Mai 1956 aufzu-

heben und die Klageabzuweisen° Am 23° Juli 1956 begründete

_
sie die Revision: 5 74 des Gesetzes zu Arte 131 GG verlange
nicht nur, daß die Beiträge in der Zeit vom 8° Mai 1945 bis

510 März 1951 entrichtet worden seien, sondern auch, daß sie

29; diese Zeit entrichtet werden seien° Dies sei auch die

Auffassung, die der Bundesarbeitsminister in den Verwaltungs—

vorschriften vom
15 Juli 1954 (Beilage zum Bundesanzeiger

B'Nro 115/1954) niedergelegt habe°

Der Kläger ließ sich im Verfahren vor dem Bundessozialgericht

nicht vertreteno
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10) Die Revision ist zulässige

20)

Die Vertretung des Revisionsbeä}ggten durch einen zugelasse—

nen Prozeßbevollmächtigten (5'166 Abs„ 2 SGG)gehört nicht zu
den besonderen Prozeßvofaussetzungen des Revisionsverfahrens;

wie schon in dem Urteil des Bundescozialgerichts vom 300 Juni

l956 (SozR„ Nro 3 zu 5 110 see) festgestellt ist‚ ist nur die
ordnungsmäßige Vertretung des Revisions}läggrg eine Prozeß—

voraussetzung° Läßt sich der Revisionsbéklagte in dem Verfah—

ren vor dem Bundessozialgericht nicht vertreten, so hat dies

nur zur Folge9 daß er nicht rechtswirksam Prozeßhandlungen

vornehmen kann, hindert aber das Bundessozialgericht nicht„

sachlich zu entscheiden‚ wenn die Revision ordnungsmäßig ein—

gelegt und begründet isto ‘ '

Die Revision ist auch begründet°
.

a) Trotz Zulässigkeit der Revision ist vor der sachlich—
rechtlichen Würdigung des Streits zunächst noch zu prüfen‚

ob die allgemeinen Prozeßvoraussetzungen, soweit sie unver—

ziehtbar sind, die besonderen Prozeßvoraussetzungen des

vorausgegangenen Berufungsverfahrens und die Voraussetzungen

für eine entscheidende Tätigkeit des Revisionsgérichts er—

füllt sind (vg1° see„ 2 5° 225 ff. L?26,2217‚ s. 245 ff‘?
-1ä53‚ 2537 und Haueiseh, NJW011956 s„ 1089 ff„ unter I 3)°

Eine zulässige Revision ist unbegründet} wenn eine dieser
Voraussetzungen nicht gegeben ist° Im vorliegenden Fall
fragt es sich? ob das LSG„ die Berufung zu Recht als statt—

haft und damit als zulässig angesehen hat_oder ob die Be-

rufung nach 5 144 Abs° 1 Nro 1 SGG ausgeschlossen ist, weil

der Anspruch des Klägers eine "einmalige Leistung“ betrifftc

Letzteres ist zu verneinen; @144 Abs° l Nr° 1 SGGist auf
Ansprüche der Vgrgighegtgn auf Erstattung von Beiträgen
nicht anwendbar; die Berufung ist in solchen Streitigkeiten

nur ausgeschlossen, wenn die Voraussetzungen des 5 149 Satz
2 SGGvorliegen (vglo Urteil desBSG° vom 190601957, 1 RA
229/56)0 Das ist hier nicht der Fall„ Die Berufung des ‘
Klägers ist daher statthaft geweseno

b) Für die Frage, ob der Erstattungsanspruch des Klägers be—

'gründet ist, kommt es nicht darauf an, ob nach @74 des Ge—
setzes zu Art° 131 GG die Erstattung gghgg begehrt werden
kann‚ wenn die‚Beiträge’in der Zeit zwischen dem 80 Mai
1945 und dem 310 März 1951 entrichtet worden sind? oder
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ob weitere V0raussetzung des Erstattungsanspruchs ist,_daß die Beiéf

träge auch 33; Zeiträume zwischen dem 80 Mai 1945 und dem 310 März

1951 gezahlt worden sind; entscheidend ist vielmehr, daß nach 5 74

derjenige‚ der die Erstattung von Beiträgen begehrt, zur Zeit der

Entrichtung dieser Beiträge den Rechtsstand eines Beamten z„Wv° im

Sinne der 55 5 Abso 2 und 19 des Gesetzes zu Art„ 131 gehabt haben

muß° Die Vorschrift des 5 74 schafft die Möglichkeit der Erstat—

tung nur für die Beiträge9 die wegen der Ungewißheit hinsichtlich

der Anwartschaft auf beamtenrechtliche (dienstordnungsmäßige) Ver—

sorgung entrichtet worden sind; sie regelt nämlich die Erstattung

der "für einen Beamten z„Wvo" entrichteten Beiträge (vglo auch Ur—

‚teil des BSGOvom 19„601957‚ 1 RA 229/56)° Der Kläger ist nun aber
unstreitig nur bis zu seiner Wiederverwendung am l° Dezember 1948

"Beamter zono" gewesen; von seiner Wiederverwendung an hat er nach
'5 19 Abs„ 1 des Gesetzes

zu Artc 131 GG nicht mehr den Rechtsstand

des Beamten z„an gehabt; seine Anwartsohaft auf dienstordnungs—

mäßige Alters- und Hinterbliebenenversorgung ist von diesem Tage an
wieder gewährleistet worden(’ Am 31° Mai 1949 hat der Kläger hiernach

nicht mehr als Beamter z„Wvo Beiträge nachentrichtet0 Er kann des;

halb auch nicht unter_Berufung auf @74 des Gesetzes zu Art„ 131 GG
die Erstattung von Beiträgen verlangen° Für freiwillige Beiträge‚die

trotz Gewährleistung der Anwartschaft auf dienstordnungsmäßige Al—

ters— und Hinterbliebenenversorgung entrichtet worden sind9 gelten

die allgemeinen Vorschriften der Rentenversicherung; aus diesen Vor—

schriften ergibt sich aber für den vorliegenden Fall keine Möglich— '

keit der Erstattungp ' ‘

Die Revision der Beklagten ist hiernaéh begründet; die Urteile des

Sozialgerichts Stuttgart
vom 240 Juni 1955 und des Landessozialgé—

“richts Baden—Württemberg vom 3a Mai 1956 sind aufzuheben, die Klage

ist abzuweiseno
\ _

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG„
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